
Übernahmerechtliche Angaben 
gem. § 315a Abs. 1 HGB
 

Zusammensetzung des gezeichneten 
Kapitals und mit Aktien verbundene 
Rechte und Pflichten

Die Zusammensetzung des gezeichneten Kapitals 
der Aareal Bank AG ist in Anhangangabe „Eigen­
kapital“ dargestellt . Jede Aktie hat ein Stimmrecht . 
Keinem Aktionär und keiner Aktionärsgruppe  
 stehen Sonderrechte, die Kontrollbefugnisse gegen­
über der Gesellschaft verleihen, zu. Eigene Aktien, 
die nicht stimmberechtigt wären, hat die Gesell­
schaft gegenwärtig nicht im Bestand. 

Beschränkungen, die Stimmrechte oder 
die Übertragung von Aktien betreffen

Für die Ausübung und Übertragung des Stimm­
rechts gelten ausschließlich die gesetzlichen Be­
schränkungen. Die Stimmrechte sind nicht auf eine 
bestimmte Anzahl von Aktien oder eine bestimmte 
Stimmenzahl begrenzt . Sämtliche Aktionäre, die 
sich rechtzeitig zur Hauptversammlung angemeldet 
und ihre Berechtigung zur Teilnahme an der Haupt­
versammlung und zur Ausübung ihres Stimmrechts 
nachgewiesen haben, sind zur Ausübung des 
Stimmrechts aus allen von ihnen gehaltenen und 
angemeldeten Aktien berechtigt . In den Fällen des 
§ 136 AktG ist das Stimmrecht aus den betroffe­
nen Aktien von Gesetzes wegen ausgeschlossen. 
Soweit eigene Aktien vorhanden sind, können 
 hieraus gemäß § 71b AktG keine Rechte ausgeübt 
werden. Sonstige Beschränkungen, die Stimm­
rechte oder die Übertragung von Aktien betreffen, 
sind uns nicht bekannt . 

Beteiligungen am Kapital, die mehr als 
10 % der Stimmrechte überschreiten 

Die Angaben zu den Beteiligungen am Kapital,  
die mehr als 10 % der Stimmrechte überschreiten, 
finden sich in Anhangangabe „Angaben nach  
§ 160 Abs. 1 Nr. 8 AktG“. 

Aktien mit Sonderrechten, die Kontroll­
befugnisse verleihen

Kein Aktionär ist durch die Satzung der Aareal 
Bank AG ermächtigt, Mitglieder in den Aufsichtsrat 
zu entsenden. Auch ansonsten verfügt kein 
 Aktionär über Sonderrechte, die ihm Kontrollbe­
fugnisse verleihen. 

Art der Stimmrechtskontrolle, wenn 
Arbeitnehmer am Kapital beteiligt sind 
und ihre Kontrollrechte nicht unmittelbar 
ausüben

Es besteht keine Beteiligung von Arbeitnehmern 
am Kapital der Aareal Bank AG, aus der die 
 Arbeitnehmer ihre Kontrollrechte nicht unmittelbar 
ausüben können. 

Gesetzliche Vorschriften und Bestim­
mungen der Satzung über die Ernennung 
und Abberufung von Vorstandsmit­
gliedern und die Änderung der Satzung

Die Ernennung und die Abberufung der Mitglieder 
des Vorstands der Aareal Bank AG bestimmen  
sich nach §§ 84, 85 AktG in Verbindung mit § 7 
der Satzung. Gemäß § 7 der Satzung besteht der 
Vorstand aus mindestens zwei Mitgliedern. Der 
Aufsichtsrat bestellt die Vorstandsmitglieder und 
bestimmt ihre Zahl. Er kann stellvertretende Mit­
glieder bestellen und ein Vorstandsmitglied zum 
Vorsitzenden ernennen. Die Bestellung der Vor­
standsmitglieder erfolgt für höchstens fünf Jahre, 
eine wiederholte Bestellung oder Verlängerung der 
Amtszeit, jeweils auf fünf Jahre, ist zulässig. 

Die Satzung kann durch Beschluss der Haupt­
versammlung geändert werden (§ 179 AktG). Die 
Hauptversammlung beschließt, soweit gesetzlich 
zulässig, über eine Satzungsänderung mit einfacher 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen sowie des 
vertretenen Grundkapitals. Die Änderung wird mit 
Eintragung in das Handelsregister wirksam (§ 181 
Abs. 3 AktG). Darüber hinaus ist der Aufsichtsrat 
ermächtigt, bei Kapitalmaßnahmen die Fassung 
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der Satzung entsprechend dem Umfang der 
 jeweiligen Maßnahme anzupassen (§ 5 Abs. 7  
der Satzung). 
 

Befugnisse des Vorstands, Aktien aus­
zugeben oder zurückzukaufen

Genehmigtes Kapital

Mit Beschluss der Hauptversammlung vom  
31. Mai 2017 wurde der Vorstand ermächtigt, das 
Grundkapital der Aareal Bank AG mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats bis zum 30. Mai 2022 ganz 
oder teilweise um bis zu höchstens 89.785.830 € 
durch Ausgabe neuer Aktien gegen Bar­ oder 
Sacheinlage zu erhöhen und unter bestimmten 
Voraussetzungen und in definierten Grenzen das 
Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen. Der 
Vorstand wird den Ausschluss des Bezugsrechts 
der Aktionäre bei Ausnutzung dieser Ermächtigung 
unter Anrechnung eigener Aktien und solcher 
 Aktien, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung 
aufgrund der Ermächtigung unter Tagesordnungs­
punkt 6 der Hauptversammlung vom 21. Mai 2014 
unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben 
wurden, auf insgesamt 20 % des Grundkapitals be­
schränken. Vom genehmigten Kapital wurde bislang 
kein Gebrauch gemacht .

Bedingtes Kapital

Mit Beschluss der Hauptversammlung vom  
22. Mai 2019 wurde der Vorstand ermächtigt, bis 
zum 21. Mai 2024 einmalig oder mehrmals Ge­
nussscheine mit oder ohne Laufzeitbegrenzung 
gegen Bar­ oder Sachleistung von bis zu insge­
samt 900.000.000 € auszugeben. Die Genuss­
scheine müssen so ausgestaltet sein, dass die auf 
sie bei Ausgabe eingezahlten Mittel nach Maß­
gabe der zum Zeitpunkt ihrer Ausgabe geltenden 
Rechtsvorschriften als bankaufsichtsrechtliche 
 Eigenmittel anerkannt werden können. Die unter 
dieser Ermächtigung auszugebenden Genussscheine 
und anderen hybriden Schuldverschreibungen  
sind mit Wandlungsrechten für den Inhaber zu 
verbinden, die nach näherer Maßgabe ihrer jewei­
ligen Bedingungen dazu berechtigen bzw. ver­

pflichten, Aktien der Gesellschaft zu beziehen. 
Wandlungsrechte bzw. ­pflichten dürfen nur auf 
Stückaktien der Gesellschaft, die auf den Inhaber 
lauten, mit einem anteiligen Betrag am Grundkapital 
der Gesellschaft von bis zu 71.828.664,00 €  
ausgegeben bzw. begründet werden. Die Summe 
der Aktien, die auszugeben sind, um Wandlungs­ 
oder Optionsrechte bzw. Wandlungspflichten aus 
Genussscheinen bzw. hybriden Schuldverschrei­
bungen zu bedienen, welche nach dieser Ermäch­
tigung ausgegeben werden, darf unter Anrechnung 
der Aktien, die während der Laufzeit dieser Er­
mächtigung aus einer anderen Ermächtigung aus­
gegeben werden (insb. aus dem Genehmigten 
 Kapital 2017), einen Betrag des Grundkapitals von 
71.828.664,00 € (entspricht ca. 40 % des der­
zeitigen Grundkapitals) nicht überschreiten. Der 
Vorstand kann das Bezugsrecht der Aktionäre auf 
die Genussrechte mit Zustimmung des Aufsichts­
rats in bestimmten Fällen ausschließen. 

Demgemäß ist das Grundkapital der Gesellschaft 
um bis zu 71.828.664,00 € durch Ausgabe von 
bis zu 23.942.888 neuen, auf den Inhaber lauten­
den Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 
2019). Die bedingte Kapitalerhöhung dient der 
Gewährung von Aktien an die Inhaber bzw. Gläu­
biger von Wandelschuldverschreibungen, die ge­
mäß vorstehender Ermächtigung begeben werden. 
Die Ausgabe der neuen, auf den Inhaber lauten­
den Stückaktien darf nur zu einem Wandlungspreis 
erfolgen, der den Vorgaben des Hauptversamm­
lungsbeschlusses vom 22. Mai 2019 entspricht . 
Die bedingte Kapitalerhöhung ist nur insoweit durch­
zuführen, wie von Wandlungsrechten Gebrauch 
gemacht wird oder Wandlungspflichten aus solchen 
Wandelschuldverschreibungen erfüllt  werden oder 
die Gesellschaft von einer Ersetzungsbefugnis Ge­
brauch macht und soweit nicht ein Barausgleich 
gewährt oder eigene Aktien zur  Bedienung einge­
setzt werden. Die neuen Aktien nehmen vom 
 Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie durch 
Ausübung von Wandlungsrechten oder durch 
 Erfüllung von Wandlungspflichten  entstehen, am 
Gewinn teil. Der Vorstand ist ermächtigt, die weite­
ren Einzelheiten der Durchführung der bedingten 
Kapitalerhöhung festzusetzen. Der Vorstand ist 
 zudem ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts­
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rats den weiteren Inhalt der Aktienrechte und die 
Bedingungen der Aktienausgabe festzulegen.

Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien

Der Vorstand wurde von der Hauptversammlung mit 
Beschluss vom 27. Mai 2020 gemäß § 71 Abs. 1 
Nr. 7 AktG ermächtigt, bis zum 26. Mai 2025 
zum Zweck des Wertpapierhandels eigene Aktien 
zu Preisen zu erwerben und zu verkaufen, die den 
durchschnittlichen Schlusskurs der Aktie im Xetra­
Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolge­
system) der Frankfurter Wertpapierbörse an den 
letzten drei Handelstagen vor dem jeweiligen 
 Erwerb oder der jeweiligen Eingehung einer Ver­
pflichtung zum Erwerb um jeweils maximal 10 % 
unter­ oder übersteigen dürfen. Dabei darf der 
 Bestand der zu diesem Zweck erworbenen Aktien 
am Ende keines Tages 5 % des Grundkapitals der 
Aareal Bank AG übersteigen. 

Darüber hinaus wurde der Vorstand durch Be­
schluss der Hauptversammlung vom 27. Mai 2020 
gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG ermächtigt, bis zum 
26. Mai 2025 eigene Aktien bis zu insgesamt 10 % 
des Grundkapitals zu jedem zulässigen Zweck zu 
erwerben. Der Erwerb darf über die Börse oder 
mittels eines an alle Aktionäre gerichteten öffent­
lichen Kaufangebots zu den im Beschluss näher 
festgelegten Erwerbspreisen, die sich am Börsen­
kurs der Aktie der Gesellschaft orientieren, erfolgen. 
Die Ermächtigung kann ganz oder in Teilbeträgen, 
einmalig oder mehrmals und auch durch die un­
mittelbaren oder mittelbaren Tochtergesellschaften 
der Aareal Bank AG ausgeübt werden.

Die aufgrund dieser oder einer früheren Ermächti­
gung erworbenen Aktien können mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats auch außerhalb der Börse und 
ohne ein Angebot an alle Aktionäre unter Aus­
schluss des Bezugsrechts der Aktionäre veräußert 
werden, wenn die veräußerten Aktien insgesamt 
10 % des Grundkapitals nicht übersteigen und der 
Ausgabebetrag den Börsenpreis nicht wesentlich 
unterschreitet oder wenn die Veräußerung gegen 
Sachleistung bzw. zur Bedienung von Rechten aus 
Wandelschuldverschreibungen oder Optionsschuld­
verschreibungen erfolgt, auch wenn sie von Tochter­

gesellschaften ausgegeben wurden. Außerdem 
können die eigenen Aktien zur Erfüllung von Um­
tausch­ oder Bezugsrechten aus Wandel­ oder 
Optionsschuldverschreibungen anstelle neuer Aktien 
aus bedingter Kapitalerhöhung ausgegeben werden. 
Die Aktien können auch eingezogen werden, ohne 
dass die Einziehung oder ihre Durchführung eines 
weiteren Hauptversammlungsbeschlusses bedarf.

Ergänzend wurde der Vorstand ermächtigt, den 
 Erwerb eigener Aktien auch unter Einsatz von Put­ 
oder Call­Optionen durchzuführen. Alle Aktiener­
werbe unter Einsatz von Derivaten sind dabei auf 
Aktien in einem Umfang von höchstens 5 % des 
Grundkapitals beschränkt . Die Aktienerwerbe sind 
darüber hinaus auf die 10­%­Grenze der Ermäch­
tigung zum Erwerb eigener Aktien anzurechnen. 
Werden eigene Aktien unter Einsatz von Eigen­
apitalderivaten erworben, ist ein Recht der Aktio­
näre, solche Optionsgeschäfte mit der Gesellschaft 
abzuschließen, in entsprechender Anwendung von 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgeschlossen. 

Wesentliche Vereinbarungen, die unter 
der Bedingung eines Kontrollwechsels 
infolge eines Übernahmeangebots stehen

Wesentliche Vereinbarungen, die unter der Be­
dingung eines Kontrollwechsels infolge eines Über­
nahmeangebots stehen, wurden nicht getroffen.  
Bei öffentlichen Angeboten zum Erwerb von Aktien 
der Gesellschaft gelten ausschließlich Gesetz und 
Satzung einschließlich der Bestimmungen des deut­
schen Wertpapiererwerbs­ und Übernahmegesetzes.  

Entschädigungsvereinbarungen der 
 Gesellschaft mit den Mitgliedern des 
Vorstands oder Arbeitnehmern für den 
Fall eines Übernahmeangebots

Zu den Entschädigungsvereinbarungen, die für den 
Fall eines Übernahmeangebots mit den Mitgliedern 
des Vorstands oder Arbeitnehmern getroffen wurden, 
vergleiche die Angaben im Vergütungsbericht .
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